
2. In der Periode des Entstehens der kapitalistischen 
Ordnung ersetzte die Bourgeoisie das feudale Rechts­
institut der Untertänigkeit durch das Institut der 
Staatsangehörigkeit, das jedoch infolge der ökonomi­
schen Ungleichheit der Menschen im Kapitalismus zum 
großen Teil nur formale Rechte für die Werktätigen 
begründet, von denen sie nicht in vollem Umfang Ge­
brauch machen können. Zu den gegenwärtigen imperia­
listischen Theorien gehört u. a. die Konzeption der 
„Weltbürgerschaft“, eine Abart der kosmopolitischen 
Theorie, die die Souveränität der Staaten leugnet. Ihr 
Zweck ist es, das souveräne Recht der Staaten, die 
Rechte und Pflichten ihrer Bürger festzulegen, zu be­
seitigen. Dadurch sollen,,Rechtsgrundlagen für die Ein­
mischung imperialistischer Mächte in die inneren An­
gelegenheiten anderer Staaten geschaffen werden.
Das Institut der Staatsangehörigkeit umfaßt eine Viel­
zahl wichtiger Einzelprobleme und unterschiedlicher 
Regelungen in den verschiedenen Staaten. Es entspricht 
der marxistisch-leninistischen Grundkonzeption des 
Lehrbuchs, wenn es bei der Behandlung der betreffen­
den Rechtsnormen vom Grundsatz der Gleichberechti­
gung der Bürger ausgeht und sowohl die Regelung der 
Staatsangehörigkeit in den kapitalistischen Staaten wie 
auch die auf diesem Gebiet unternommenen Versuche 
internationaler Regelungen kritisch untersucht.
Als Gegenüberstellung dazu sind die Abschnitte über 
die Staatsangehörigkeit in der UdSSR und in den an­
deren sozialistischen Staaten von besonderem Inter­
esse. In den sozialistischen Staaten garantiert das 
Staatsbürgerrecht allen Bürgern die volle Gleichberech­
tigung. Die hier erläuterten Grundsätz' gelten auch für 
die DDR. Es ist jedoch zu bemerken, daß der völker­
rechtliche Untergang des ehemaligen Deutschen Reiches 
und das Entstehen zweier Nachfolgestaaten auf dessen 
ehemaligem Territorium auch für die Staatsbürgerschaft 
komplizierte Fragen aufwerfen, die dringend einer 
speziellen Untersuchung durch unsere Völkerrechts­
wissenschaft bedürfen.
3. Der Kampf gegen die Kriminalität, im Prinzip eine 
innere Angelegenheit jedes Staates, hat zu einer Reihe 
internationaler Abkommen geführt, die ein wichtiges 
Mittel zur gegenseitigen Unterstützung der Staaten bei 
der Ausübung ihrer Souveränitätsrechte auf diesem 
Gebiet, zur Erhaltung des Friedens und zur internatio­
nalen Zusammenarbeit darstellen. Hervorgehoben seien 
hier vor allem die Konvention über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermordes (Genozid-Konvention) 
vom 9. Dezember 1948 und das Zusatzabkommen über 
die Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels 
sowie sklavereiähnlicher Institute und Gebräuche 
von 1956.
Diese Abkommen haben angesichts der imperialistischen 
Praxis zur Unterdrückung fortschrittlicher Bewegungen 
in den verschiedensten Ländern und der mit allen nur 
möglichen verbrecherischen Methoden unternommenen 
Versuche, den Kolonialismus und die Kolonialsklaverei 
aufrechtzuerhalten, auch heute eine große Bedeutung. 
Die Politik der imperialistischen Mächte gegenüber den 
um ihre Befreiung ringenden afro-asiatischen Völkern, 
die Apartheid-Politik der Südafrikanischen Union und 
andere Beispiele beweisen das täglich.

Der völkerrechtliche Vertrag

Der völkerrechtliche Vertrag — im Kapitel VI des Lehr­
buchs ausführlich behandelt — ist die Hauptquelle des 
Völkerrechts, „die typische, die am weitesten verbrei­
tete Rechtsform für die Regelung der Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten“ (S. 246). Die verschiedenartig­
sten zwischenstaatlichen Beziehungen werden durch 
internationale Verträge geregelt.
Die sozialistische Völkerrechtswissenschaft geht auch 
bei der Beurteilung völkerrechtlicher Verträge von 
dem in der UN-Charta verkündeten Grundsatz der

souveränen Gleichheit der Staaten aus und sieht nur 
die auf der Grundlage der Gleichberechtigung der Par­
teien abgeschlossenen Verträge als rechtsgültig an. Die 
Geschichte der internationalen Beziehungen der sozia­
listischen Staaten beweist eindeutig, daß die sozialisti­
schen Staaten den althergebrachten Grundsatz 
„pacta sunt servanda“ strikt befolgen, aber erzwun­
gene, räuberische und versklavende Verträge ableh­
nen, da diese im Widerspruch zum Völkerrecht stehen 
und deshalb auch nicht den Schutz des Völkerrechts 
genießen können. Die Lossagung von solchen Ver­
trägen kann nicht als Verletzung des genannten 
Völkerrechtsgrundsatzes angesehen werden.
Indem die Verfasser des Lehrbuchs dieses grundsätz­
liche Kriterium für die rechtliche Wirksamkeit völker­
rechtlicher Verträge klar herausarbeiten, geben sie die 
Grundlage für die Einschätzung der verschiedensten 
abgeschlossenen Verträge. So setzen sie sich gründlich 
mit den völkerrechtswidrigen, aggressiven Militär­
blocks wie NATO, SEATO und CENTO auseinander 
und stellen dem die auf die Sicherung des Weltfriedens 
gerichteten Bemühungen der sozialistischen Staaten 
zum Abschluß eines Vertrages über die kollektive 
Sicherheit gegenüber.
Ähnliche Betrachtungen werden auch für andere Arten 
völkerrechtlicher Verträge, zum Beispiel für Wirt­
schaftsabkommen, angestellt. Besondere Beachtung ver­
dient io diesem Zusammenhang die Charakterisierung 
der neuen Beziehungen zwischen den sozialistischen 
Staaten (z. B. Warschauer Vertrag, Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe), die allerdings — an deren Bedeutung 
gemessen — etwas kurz ausgefallen ist, so daß gerade 
auf diesem wichtigen Gebiet die Veröffentlichung 
völkerrechtlicher Untersuchungen als besonders dring­
lich erscheint.
Aus den zahlreichen Einzelfragen, die den völkerrecht­
lichen Vertrag betreffen (Abschluß, Inkrafttreten, Gel­
tungsdauer, Auslegung des Vertrages u. a.), soll hier 
nur auf den Teil verwiesen werden, der den völker­
rechtlichen Vertrag in seiner Beziehung zum inner­
staatlichen Gesetz behandelt.
Völkerrechtliche Verträge binden unmittelbar nur den 
Staat, der sie abgeschlossen hat. Sie werden jedoch 
zum innerstaatlichen, für jeden Staatsangehörigen ver­
bindlichen Recht, wenn sie der Staat amtlich ver­
kündet (Promulgation). Während bei den sozialistischen 
Staaten eine Einheit zwischen den abgeschlossenen 
völkerrechtlichen Verträgen und ihrem innerstaatlichen 
Recht besteht, wie es z. B. die Gesetze zum Schutze 
des Friedens anschaulich belegen, erlassen die Re­
gierungen kapitalistischer Länder nicht selten Gesetze, 
die zum Völkerrecht und zu durch völkerrechtliche 
Verträge übernommenen Verpflichtungen in krassem 
Widerspruch stehen.

Diplomatische Beziehungen und internationale 
Organisationen
1. Die Kapitel -VII (Die staatlichen Organe für aus­
wärtige Beziehungen) und VIII (Die internationalen 
Organisationen) geben einen Überblick über die Ent­
wicklung und die gegenwärtigen Formen der inter­
nationalen Beziehungen. Ausgehend von der Bedeutung, 
die der Diplomatie der sozialistischen Staaten bei der 
Gestaltung freundschaftlicher Beziehungen zwischen 
den Völkern und bei der Sicherung der friedlichen 
Koexistenz von Staaten unterschiedlicher Gesellschafts­
ordnungen zukommt, werden die Grundsätze des Auf­
baus und der Tätigkeit der staatlichen Organe für aus­
wärtige Beziehungen dargelegt, die im wesentlichen 
auch für die DDR gelten. Aus der jüngsten Gesetz­
gebung der DDR auf diesem Gebiet sei nur auf das 
Gesetz über die Bildung des Staatsrates der DDR vom
12. September 1960 (GBl. I S. 505), den Erlaß des Staats­
rates über den Abschluß und die Kündigung von inter­
nationalen Verträgen und den. Erlaß über die Fest-
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